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Mit dem 1. Juli 1866 beginnt für unser Blatt ein-neues Abonnement. Unser Blatt
wird nach wie vor in volksthümlicher und leichtfaszlicherWeise alle unser gesammtes Staats-
leben berührenden Fragen im Sinne der entschiedenliberalen Partei besprechen. Die kriegeri-
schen Ereignisse, deren Bedeutung und Wichtigkeit fur unser Vaterland und seine Geschicke wohl
Niemand verkennen wird, dürfen das Volk nicht stumpf machen gegen die wichtigen Fragen des

inneren Verfassungskampses, mit deren Losung erst die volle Machtentfaltung Preußens gegen
seine äußeren Feinde möglich sein wird. Deshalb hoffen wir, d«aßdie Leser des Blattes dem-

selben auch fernerhin treu bleiben und es in seinem Kampfe für Wahrheit und Recht unter-

stützen werden.
Das Blatt wird von Berlin aus regelmäßig jeden Donnerstag Abend versandt, so

daß es auch in den entferntesten Gegenden unseres Vaterlandes am Sonnabend Abend in
den Händen unserer Abonnenten sein kann. Sollte, trotz unseres Bemühens, in keiner
Weise gegen eine gesetzliche Bestimmung zu fehlen, doch einmal durch eine Beschlagnahme
unseres Blattes eine Unregelmäßigkeit in der Versendung eintreten, so werden, davon sind
wir uberzeugt, unsere Leser diese Unregelmäßigkeit uns nicht zur Last legen, sondern uns ihr
Wohlwollen nach wie vor erhalten. »Wir bitten, die Abonnements möglichst rechtzeitig bei den

Postanstalten anzumelden, da sonst die vollständige Nachlieferung der erschienenen Exemplare
nicht versprochen werden kann.

"

Der vierteljährliche Abonnementspreis beträgtbei allenpreußischenPostanstalten 472 Sgr.,
bei den übrigen deutschen Postanstalten 73X4Sgr.; in Berlin in der Expedition, Taubenstraße27.

472 Sgr., bei sämmtlichenZeitungsspediteuren 6 Sgr. Einzelne Nummern 6 Pf. Jnserate, welche
bei der großen Auflage des Blattes im ganzen Lande Verbreitung finden, die gespaltene
Petitzeile 2 Sgr.; bei öfterer Wiederholung wird ein angemessener Rabatt bewilligt.

Die Regierung und die liberale Presse.
Jn der lebtels»Provinzial-Korrespondenz«befindet

sich folgenderArtikel:

»Bald nach dem Eintritt der preußischenRüstungeuhat
die Regierung den Patriotismus der preußischenZeitungs-
redaktionen dahin in Anspruchgenomtzlenidaß sie bedenkliche
Mittheilungenüber niilitärischeVorgangeund Anordnungen
möglichstvermeiden möchten.Dem in dieser Beziehung ge-
äußertenVertrauen haben die öffentlichenBlätter fast überall
entsprochen.Aber Angesichtsder inzwischenerhöhtenGefah-
ren nnd des drohenden Augbknchs des Kriegesmuß die

Staats-RegierunggesteigerteAnforderungen an diepreußische
Presse stellen. Die nberaus wichtigenvaterländischenZwecke,
sür welche das preußischeHeer kampfbereitversammeltist, er-

forderndie volle Hingebungund kräftigeUnterstützungdes

preußischenVolks in allen seinen Theilen und Organen. Die

eltngen werden es daher unter den jetzigenUmständenmehr
und mehr als eine Ehrenpflichterkennen müssen,die Hin-

gebungdes Volkesfür die höchstenvaterländischenJnteres en,
um die es sichgegenwärtighandelt, auf jede Weise zu för-
dern. Gerade jetzt werden die öffentlichenBlätter die Ge-
legenheit und die unzweifelhafte Pflicht habeUi ihre hohe
Bedeutung für Belehrung und Kräftigung des Volksgeistes
zu bewähren. Jin Artikel 111 der Verfassungs-Urkunde ift
festgesetzt,daß für den Fall eines Krieges bei dringenderGe-

fahr für die öffentlicheSicherheit die sonst geltenden gesetz-
lichen Bestimmungen in Bezug auf eine Reihe öffentlicher
Rechte und Freiheiten, insbesondereauf die Freiheit der Mei.

nungsäußerung,das Vereins- und Versammlungsrechtu.s. w.

außer Kraft gesetzt werden können. Die Regierung würde
von dieser ihr ertheilten Befugnißsowohl der Pkesse Wie deU"
Vereinen und Versammlungengegenüberunfehlbar in dem

AugenblickeGebrauch machenmüssen,wo die öffentlicheSicher-
heit durch die Haltung derselbengefährdetwürde. Von der

Haltung der Parteien namentlich in den öffentlichenBlättern
wird es abhängen,ob die Regierung in die Nothwendigkeit
versetztwerden soll, außergewöhnlicheSchritte zu thun. Die



Regierung hat in dieser Beziehung zunächsteine ernsteMah-
nung an alle Herausgeber von Zeitungen richten lassen, zu-
-«l-eichaber eine verschärfteAufsichtder Behördenzur Ver-

hütiingaller unpatriotifchen oder aufregeudenAeußerungen
der öffentlichenBlätter aiigeordnet.«»««

Im Anschlußan diesen Artikel ist auch wirklich an

einzelne Redakteure und Bei-legerliberaler Zeitungen
persönlichdie Aufforderungergangen, sichjeder Opposition

zu
enthalten, um nicht die Regierungzu einer Suspen-

ton der Artikel der Verfassung,welche die Preßfreiheits
und die Vereiusfreiheit garantiren, zu nöthigen. .

«

Unter solchen Verhältnissenbefindet sich die liberale

Presse in »einerschlimmenLage; sie nimmt nicht nur

auf ihre eigenen Schultern die Gefahr, welche ihr aus

ihrer-Oppositiongegen die Regierung erwachsen,sondern
sie gefahrdet auch noch andere verfassungsmäßigeRechte
unserer Mitbürger,und es ist deshalb an so mancher
Stelle die Behauptung laut geworden, daß diese Rück-
sicht die Presse bestimmen muß,sich den größtenZwang
in ihrer Haltung aufzuerlegen Was aber, so fragen
wir, nütztdas Recht der Preßfreiheit,wenn die Regie-
rung sagen kann: Sobald Du dieses Recht gegen mich
gebrauchst,so hebe ich es- auf; und wie bald wird nicht
auch eine ähnlicheMahnung in Bezug auf das Vereins-

recht, ja vielleicht auch in Be ug auf das Wahlrecht
folgen, sobald die Regierung ieht, daß sie mit jener
ersten Warnung einen so großenErfolg erzielt hat.
Das möge jeder bedenken,der nach gewohnterWeise der

Gothaer ruft: Man gebe doch nur in diesem einen
Punkte nach, um alles Andere zu retten.

Wenn jener Artikel der Provvinzial-Korrespondenzvon

der Presse fordert, sie mögejetztihre hohe Bedeutung
für Belehrung und Kräftigungdes Volksgeistrsbewäh-
ren, so möchtenwir von den Versassern jenes Artikels

gern wissen, wie die Presse das machen soll, wenn sie
sich nicht vollständigfrei bewegensoll. Mit solchenAr-

tikeln, die auf Befehl und nach Vorschrift geschrieben
sind, weckt man keine Begeisterung, belehrt man das
Volk nicht, kräftigtman nicht den Volksgeist.Das sollten
doch jene Herren von der Prooinzial-Korrespondeuzschon
längst wissen: um es zu erkennen, brauchen sie nur zu
erforschen, welcheWirkung ihre Artikel bis jetzt hervor-
gerufenhaben-

Jn dieser Ausführungliegt die Antwort auf jenen
Artikel Wir können uns eine heilsame Wirkung der

Presse nur denken, wenn sie sich frei und ungehindert
innerhalb der durch das Gesetzgezogenen Schranken be-

wegen kann, und wie wir dies bis jetzt gethan, so wer-

den wir es auch ferner thun. Wir haben bis jetztdiese
gesetzlicheSchranke noch nicht überschritten;die vielen

Konfiskationen unseres Blattes haben noch keine einzige
Anklage nach sich gezogen, also glauben wir ein Recht
zu haben, jeden Vorwurf, den man uns in dieserBezie-
hung machen könnte,von vornhereinmit Entschiedenheit
zurückzuweisen.

Wenn aber die Regierung, wie es in jenem Artikel
heißt, eine verschärfteAufsicht der Behördenzur Ver-

hütungaller unpatriotischenoder aufregendenAeußerun-
gen der öffentlichenBlätter angeordnethat, so weisenwir

mit der größtenBestimmtheitjede darin möglicheauf-
zusindendeBefchuldigungder liberalen Presse, als ob sie
unpatriotische Artikel bringe,zurück. Wir wenigstenssind
uns bewußt, uns in allen unseren Artikelu einzig und
allein von der Liebe zum Vaterlande haben leiten zu lassen.
Allerdingsfaßt man, «1viees scheint, bei den Schreibern

der Provinzial-Korrespondenzden Patriotismus anders
auf, als wir ihn auffassen; jene Herren nennen die Bil-
ligung aller Handlungen der RegierungPatriotismus,
wir aber nennen Patriotismus das Anstreben dessen-
was nach unserer Ansicht fiir das Vaterland heilsam
ist, ohne Riicksichtdarauf, wie die augenblicklicheRegie-
rung darüber denkt. Das-— ist der Grundsatz, der
uns seit dem Entstehen unseres Blattes geleitet
hat, und der auch fortan dieeinzige Richtschnur
für unsere Haltung sein wird.

Bei dieser Gelegenheit wollen wir noch einen Vorwurf
zurrickweisen,den Herr A. Braß, früherrother Republikaner,jetzt
nachmancher Wandlung Redakteur der offiziösenNorddeutscheu
allgemeinenZeitung,gegen unsern Patriotismus zu richter agt.
Wir thun dies nicht, weil wir eine Vertheidignng gegen An-

griffe an solcherStelle für nothwendig halten, sondern nur,
um unseren Lesern zu zeigen, mit welchen erbärmlichenMit-
teln man in jenem Lager die liberale Presse zu verdächtigen
sucht. Das ofsiziöseBlatt druckt nämlicheine Stelle des
Leitartikels unserer vorigen Nummer ab und reißt den Satz:
»Was die österreichischeRegierung thut, geht uns freilich
nichts an« aus dem Zusammenhange,um uns zu beschuldigeu,

«

wir meinten, die Vcslksvertretunghätte überhauptnichts da-
nach zu fragen, was Oesterrseich gegen Preußen unternimmt.
Unsere Leser, swelche gewohnt sind,. ·mlt Aufmerksamkeit und

Verstand zu lesen, wissen,daß jener Ausspruchnur bedeutet,
daß wir uns nicht darum zu kümmern hätten,wie sich die

österreichischeRegierung mit ihrem Volk und dessen Vertre-
tern über den Krieg verständigt. Das ist natürlich etwas

ganz anderes, aber wenn das ofsiziöseBlatt dies aus jenem
Artikel herausgelesenhätte, so fand es keinen Grund, uns an-

zugreifen, deshalb hat es das bequemeMittel gewah"lt,unse-
ren Worten einen falschen Sinn unterzuschieben.

Wer ist schuld am Kriege-Z
In einer Zeit, wie der jetzigen,.ist es natürlich, daß die

verfchiedenartigstenGerüchte auftauchen und auch geglaubt
werden. Diesen Umstand scheint die Reaktion benutzen zu
wollen. Sie hofft dadurch noch kurz vor den Wahlen Ver-

wirrung im Volke verbreiten und so die geschlosseneMehr-
heit der liberalen Partei sprengen zu können. Die-Mittel,
welche UWI zu diesem Zwecke benutzt, sind sehr verschieden-
artig. Hier erklärt man: »es sei zu einerVerständigung
zwischenden Führern der Fortschrittsparteiund der Regierung
gekommen-«Dort sagt mau: »ein

dem ganzen Kriege
sei nur die Fortschrittspartei schuld-«

Ueber die erste dieser Lügen spkechmwir an einer ande-
ren Stelle unseres Blattes, mit Pleserletzteren,abenteuerlich-
steu Redensakt wollen wir uns hier beschäftigen »

Die Fabrikanten dieser»Verleurndunghalten das Gedacht-
niß unseres Volkes dochsur gar zu schwach!

»

Jedermann im Volke, der den Verhandlungen des Abge-
ordnetenhauses mit einiger Aufmerksamkeitgefolgt ist, wird

sich erinnern, wie das Ministerium Bisinarckvon der Kam-

mer stets vor dem Biindniß mit Oesterreichgewarnt worden

ist. Ebenso weiß jeder, daß diese Warnungen seitens des



Ministeriiims unbeachtet geblieben sind, und daßdasselbean-

statt iiiit der
dfxtscheåBewegung, gtegen

dieselbe in den
·«

"- teiui en rie eoen·.
»» »

schleålcvilüikchlsmehridie Kaliiriiezygwelcheansdrucklichsichbereit

erklärte, dein Ministerium Geld zu beivi»lligeIi,wenn es den

Krieg im Sinn des Volkes führen wurde, hat sogar, als
das Gegentheil von dein erfolgte, was sie surnothwendig

hielt, jede Bewilligung verweigert. Nachiem nun has
Ministerium sich hieran nicht gekehrtUnd PASzur Hriegfuh-
rung nöthigeGeld nach dem bekannten Ausspruchdes Herrn

von Bismarck hergenommen hatte,wo es dasselbefands kam

es durch den Frieden vou Wien mit Oesteireichgemeinsam
in den Besitz SchleswigsHolsteinsPou diesem lugenblick

begann der Zerfall des

Bunduisseszwischenunserer und der
österreichischenRegierung. Oeterreichfand es«passen·ddin
Holstein den Liberalen zu spielenund unsrerRegierung je es
möglicheHindernißzu bereiten. Kurz die Sachen standenim

Laufe des vergangenen Sommers so, daß der Ausbrucheines

Krieges kaum zu vermeiden schien.Da aberOesterreichda-

mals auf einen Krieg gar nicht vorbereitetwar, so ab es

vorläufig scheinbar;nach. Es verkauftesein Anrechtan alte-n-
biirg an unseren König und theilte sich mit unsererRegie-
rung in den Besitzk

der
sgerzogthüineu

Die Einigkeit war

er mir von ans ur er auer.
»ab

Schon ingginuarzdieses Jahres war der alte Szreit
wieder im besten Gange und im FekaCUZsah sich GlasAS-

marck veranlaßt, Oesterreichdie FteUUDlchEIftausdlllckllchzU

kündigen Das Verhältniß wurde nun 1mmerschn31ercger,
und endlich begannen die gegsnseitigenRustuiigemDiepreu-
ßischeRegierung trat dann am deutschenBunde mit ihrem
Antrag auf Berufung eines deutschen Parlament-Z hervor.
Hierdurch erwarb sie sich wohl die Feindschaft der meisten
deutschenFürsten,keineswegsaber die Zustimmung des deut-

schenVolkes. Eistere fürchtetenan Macht zu verlieren und

letzteres sagte sich, wie können wir erwarten, daß-eine Regie-
rung, die mit der eigenen Polksvertretung in einein so großen

Zwiespalt lebt, sich durch die Beschlusseeines deutschen Par-
lameiits für gebunden erachten wird. .

»

Durch diesen Mißerfolg des Planes unsererRegierung
wurde Oesterreichkühnergemacht. Es berieftrotz Preußens

Widerspruchdie holitemlicheStändeversammlungund trat

seinen Besitz Holsteins»an den deutschenBundab. Hierauf
erfolgte die HENIUSDMUSUUAder Oesterreicheraus Holstein

dUlch die preußischenTWPPEU Und dauii non der anderen

Seite der Beschlußdes deutschenBandes auf Mobilniachung
der Bundesarmee, welcher von Preußen mit der Vesetzung
Sachsens, Kurhessens und Hannovers beantwortet wurde.

So ist der Krieg entstanden.
Welcher Vernünftige Mensch kann demnach be-

haupte-U- daß die Fortschrittspartei an demselben
schuld sei. · . «

, »

Wir können auf dlese Behauptungnur mit einem Bei-

spiel antworten. Es giebt nicht wenig Leute, die gern Pro-
zesse führen. Auch wenn vom Rechtsanwalt abgeisathenmid

ihnen gesagt wird, daß sie den Prozeßverlieren wurden,

ltlenilen sie ihn doch an. Haben sie daniisaber verloren, so

klagen sie dochden Rechtsanwaltan, er. sei Schuld, daß sie
den Prozeß nicht gewonnen haben.

Aehnlichist es auch mit unserer Politik gegangen. Die

Regierung hat stets das Gegentheil von dein ge-

than, wozu ihr die liberale Mehrheit des Abge-
ordnetenhauses gerathen hat» Tun aber, da das

eingetreten ist, was das Abgeordneteuhaus vor-

aus gesagt hat, soll es doch die Schuld davon

tragen.

Politische Wochenschan.
Preußen. Der Krieg ist ausgebrochen. iachdem

in der letzten Sitzung des Bundestages am 14. d. Mts. die

Mehrheit der deutschen Staaten dem Antrage Oesterreichs
auf Mobilisirung der Bundesaruiee gegen Preußen zuge-
stiinmt hatte, erklärte dei- piseußischeBundestagsgesandte den

Austritt Pkellßens ans dem Bund und den Biiud
als erloschen. Da mit dieser Erklärung der funfzig Jahre
lang bestehendenEinrichtung,welche mit schweremDruck auf
unserem gemeinsamen Vaterland gelastethat, ein Ende ge-
macht ist, und hoffentlichvon diesem Tage an die Herstellung
eines neuen, besseren Bandes für Deutschland beginnt, so
lassen wir hier diese Erklärung in ihrem ganzen Wortlaute

folgen. Sie lautet:
,

Nachdem die hohe Bundesversammlungungeachtetdes
vom Gesandten im Namen seiner allerhöchstenRegierung
gegen jede geschäftlicheBehandlung des östreichischenAntrages
eiiigelegteu Protestes zu einer deui entgegenstehendenBeschluß-
fassung geschritten, hat der Gesandte nunmehr die ernste
Pflicht zu erfüllen, hoher Versammlung diejenigen Entschlie-
ßungenkuiidzugebemzu welchen, gegenüberder soebenerfolg-
ten Beschlußfassungder Gesandten, die allerhöchsteRegierung
in Wahrng der Rechte und Interessen der preußischenMo-

uarchie und ihrer Stellung in Deutschland zu schreiten für
geboten erachtet. Der Akt der Einbringung des voii der
k. k. österreichischenRegierung gestellten Antrages an sich
selbst steht nach der festen Ueberzeugung des königlichen
Gouvernements zweifellos mit der Bundesverfassuug
im offenen Widerspruch und muß daher von Preußen
als ein Bruch des Bundes angesehen werden. Das

Bundesrecht kennt den Bundesgliedern gegenübernur ein

Erekutiousverfahren, für welchesbestimmte Formen
und Voraussetzungen vorgeschriebensind. Die Aufstellung
eines Bun?:esl)eeres gegen ein Bundesglied auf Grund der

Bundeskriegeverfassung ist dieser eben so fremd, wie jedes
Einschreiten der Bundesversammlung gegen eine Bundesre-

gierung außerhalb der Normen des Exekiitionsverfahreus.
Jnsloesondere aber steht die Stellung Oestcrreiehsin Holstein
nicht unt-r dem Schutz der Biindesverträge, und der

Kaiser von Oesterreich kann nicht als Mitglied des Bandes
für das Herzogthum Holsteiu betrachtet werden. Aus diesen
Gründen hat die königlicheRegierung davon Abstand ge-

nommen," irgendwie auf die materielle Motiviruug des An-

trages einzugehen, für welchen Fall es ihr eine leichte Auf-
gabe gewesen sein würde, den gegen Preußen gerichteten
Vorwurf des Friedensbruches zurückzuweisenund denselben
gegen Oesterreich zu richten; dein königl.Kabiuet erschien
vielmehr als das allein rechtlich gebotene und zuver-
lässigeVerfahren, daß der Antrag wegen seines widerrecht-
lichen Charakters von vornherein Seitens der Bundes-

versammluiigabgewiesen werden müßte-Daß diesemihrem
bestimmten Verlangen von ihren Bundesgenossennicht ent-

sprochenworden ist, kann die tgl. RegierungunHinblick auf
das bisherige Bundesverhältniß nur aufs Tiefste beklagen.
Nachdem das Bsrtrauen Preußeus auf den Schutz, welchen
der Bund jedem seiner Mitglieder verbiirgt hat, durch den

Umstand tief erschüttert worden war, daß das mächtigste
Glied fes Buiides seit drei Monaten im Widerspruchmit

den Bundesgrundgesetzenzum Vehuse der Selbsthülfegegen
Preußengerüstethat, die Veiiifnngeu der königlichenRegie-
rung aber an die Wirksamkeit des Bundes und·seiner Mit-
glieder zum Schutze Preußens gegen willkürlichenAngrikf
Oigsterreichsnur Rüstuugeiianderer Bundesgliederohne Auf-

klärung über den Zweck derselben zur Folge gehabt hslbens
mußte die königlicheRegierung die aiißereund innere Sicher-



heit, welche nach Artikel 2 der Bundesakte der Hauptzweck
des Bandes ist, bereits als in hohem Grade gefährdeter-

kennen. Diese ihre Auffassunghat der vertragswidrigeAntrag
Oestereichs und die eingehende, ohne Zweifel auf Verab-
redung beruhende Annahme desselben durch einen Theil
ihrer bisherigen Bundesgenossennur noch bestätigennnd er-

höhenkönnen. Durch die nach dein Bundesrechteuninögliche
Kriegserklärunggegen ein Bundesglied,welche durch den An-

trag Oesterreichs und das Votum derjenigen Regierungen,
welche ihm bei etreten sind, bedingtist, sieht das königliche
Kabinet den undesbruch als vollzogen an. Jm Namen
und auf AllerhöchstgiiBefehl Sr.

Mcgestät
des Königs, sei-

nes allergnädigstenHerrn, erklärt der esandte daher hiermit,
daß Preußen den bisherigen Bundesvertrag gebrochen
und deshalb nicht mehr verbindlich ansieht, denselben
vielmehr«als erloschen betrachten und behandeln wird.

Indesi will Se. Majestät der König mit dein Erlöschendes

bisherigenBundes nicht zugleichdie nationalen Grundlagen,
auf denen der Bund auferbaut gewesen, als zerstörtbetrach-
ten. Preußen hält vielmehr an diesen Grundlagen und an

der über die vorübergehendenFormen erhabenen Einheit der

deutschenNationen fest und sieht es als eine unabweisliche
Pflicht der deutschen Staaten an, für die letzteren den ange-
messenenAusdruck zu sinden. Die königlicheRegierung legt
ihrerseits die Grundzüge einer neuen, den Zeitverhältnissen
entsprechendenEinigung hiermit noch vor und erklärt sich
bereit, auf den alten, durch eine solche Reform modisizirten
Grundlagen einen neuen Bund mit denjenigen deutschen
Regierungen zu schließen,welche ihr dazu die Hand
reichen wollen. Der Gesandte vollzieht die Befehle seiner
AllerhöchsteiiRegierung, indem er seine bisherige Thätigkeit
hiermit nunmehr für beendet erklärt.

Schließlich hat der Gesandte seiner aller-höchstenRegie-
rung, in deren Namen und Auftrag, alle derselben aus dem

bisherigen Bundesverhältnißzustehendenund sonst noch da-
raus entspringendenAnsprüchejeder Art auf das Eigenthum
und alle Zuständigkeitendes Bundes vorzubehalten und zu
wahren, insbesondere ist er noch angewiesen, gegen jede Ver-

wendung bewilligter Bundesgelder resp. ge en jede Disposi-
tion darüber,welche ohne ihre besondereZustimmungerfolgen
sollte, ausdrücklichProtest einzulegen.«

Dies war am 14. geschehen. Am 15. überreichtendie

preußischenGesandten in Sachsen,, Hannover und Oeffen-
Kassel, welche drei Staaten am Bunde mit Oesterreich
gestimmt hatten, ein Ultimatuin, welches diese Staaten auf-
forderte, ihre Neutralität zu erklären und die Wahlen zum
deutschenParlament auszuschreiben. Alle drei Staaten lehn-
ten das Verlangen«ab,und in Folge dessen setztensich in der

Nacht vom 15. zum 16. die preußischenTruppen in Be-

wegung und überschrittenkdieGrenzen dieser Länder. Heut
sind Sachsen, Kurhessenund Hannover von den preußischen
Truppen ganz besetzt. Die Monat-chendieser drei Länder

sind flüchtigund in allen drei Ländern wird die Regierung
durch preußischeZivilkommissariengesührt.«·)Die Besetzung
ist ohne Widerstand vor sich gegangen, nur bei der Einnahme
von Stade (in Hannover) wurden einige Schüssegewechselt.
An allen Orten wurden unsere Truppen von der Bevölkerung
gern aufgenommen; es zeigt sich allenthalben,daß, wenn man

auch für die gegenwärtigeRegierung in Preußen nicht die

Unsere Leser werden nicht erwarten, das; wir einen genauen
Bericht über die Kriegsvorgängeliefern; die Erfüllung dieser
Aufgabe müssen wir den täglich erseIeinendeii Zeitungen iibers

likssen
»Wir können nur in kurzen orten die Resultate mit-

t)eileii.

geringsten Sympathien hegt,doch das preußischeVolk nach

wiedvor als der Kern es künftigenDeutschlandsangesehen
Wir .

Der König hat eine Proklamation »An mein Volk-«

erlassen, in der er die Nothwendigkeitdes Krieges versichert
und die Hoffnung ausspricht, daß das preußischeVolk heut
wie vor 50 Jahren bereit sein wkrdezur Rettung des Bam-
landes. Diese Pioklamation wird zweifellos schon in den
Händen aller unserer Lesersein, und wir glauben daher, ihren
Abdruck unterlassen zu können. Sie ·if»tein persönliches
Wort des Königs an sein Volk, kein Minister hat sie gegen-
gezeichnet.

Oldenburg und Anhalt haben ihren Austritt aus
dein deutschen Bunde erklärt; Mecklenburg wird seineArmee
der preußischenzugesellen. Jn Schleswig-.Holstein soll eine

roße Aushebung angeordnet werden, es soll daselbst ein

rmeekorps gebildet werden, welches wohl für’s Erste der

preußischenArmee einverleibt werden wird.

Jii der Nähe von Frankfurt a. M. soll ein deutsches
Bundesheer zusammen ezogen werden, welchesdie preußischen
Rheinprovinzen bedro t.

Jn Schlesien hat die Eröffnung der Feindseligkeiten aui

18. d. M. Abends mit dein Uebergang der Oesteireicher
über die Grenze begonnen.

An demselben Tage hat das KönigreichJtalien an

Oesterreich und Baiern den Krieg erklärt, und sind in
den nächstenTagen auch von dort her Nachrichten über
Kämpfe zu erwarten.

So ist denn ietzt ganz Mittel-Europa in einen Kampf-
platz verwandelt; möge der Krieg zu einein segensreichen
Ziele führen.
Während nun jetzt unsere tapfern Soldaten im Felde

für die Ehre und die Existenzunseres Vaterlande-s kämpfen,
steht uns ein Kampf und eine Schlacht bevor für das

Recht in unserem Vaterlande: die Wahlschlacht ain

25. Juni. Möge keiner unserer Mitbürger fehlen aii jenem

Tage. Mag auch für manchen die Betheiligung an der

Wahl ein geiingeres oder größerespersönlichesOpfer kosten,
er denke an die Strapazen seiner Mitbürger die iin Felde
stehen, und cr wird einsehen, daß das Opfer, welches er

dukch seine Betheiligung an der Wahl dem Vaterlande bringt,
ein geringes ist gegenüber dein Opfer, was jene bringen.
Von dem Ausfall der Wahl hängt das Schicksal unseres
Vaterlandes in gewisser Beziehung ebenso sehr ab, wie

von dein Ausfall einer Schlacht, und es thue daher jeder
das seinige, damit die Wahlen so ausfallen, wie ek es
wünscht. Von konservativer Seite ist man sehr geschäftig
in dieser Beziehung, bald sucht man die Fortschrittspartei
zu verdächtigen.Bald verbreitet man die Nachricht,daß eine

Versöhnungder Parteien stattgefundenhabe. Wir haben an

anderen Stellen dieser Nummer ausführllchPckkUbeÄZelpWIchen, hier bemerken wir nur mit Bezug guf einige wi»eerholt
auftauchendeGerüchte,daß wir aUPdtU»cklichermachtigt
sind zu erklären« daß das apsichtlich von gewisser
Seite ausgesprengte Gerucht: der König habe
die Herren Twesten, Virchow und Gneijt zii sich
berufen lassen und es sei eine Verstandigung
über den Verfassungsstreit erfolgt, durchaus
unwahr sind. »Wir wissen ganz genau-,

daß der
König weder die genannten, noch o·nstirgend ein

anderes nahmhaftes Mit lied derbeiden liberalen

Parteien des früheren bgeordnetenhauses hat
zu siuisxrufen lassen, auch hat keiner dieser Herren
eine Als-dienznachgesucht.

Hierzu eine Beilage.



Beilagezu Nr. 25. der »Verfassung«vom:;»23.Juni 1866.

Ueber die Mittel zur Kriegsf»ührung, welche

unsererRegierung zu Gebote stehen, hort·man das ver-
schledetlste«Währendvon der einen-Seite Immer noch die

alte Behauptung von dem heidenmaßigvielenGeld, aufrecht
erhalten wird, hört man von anderer Seite, daßdie Yittel
sehe knapp seien« Für die letztereAnnahmespricht die Vhats

fache, daß man sehr eifrig bemuht ist, eine Vorausbezahlung
der Steuern in großemMaßstabezu erzielen;vebensosucht
man die gewährtenSteuerkredite »sovielwie moglicheinzu-

ziehen. Die letztere Maßregel trifft in diesem Vlugenblicke,
wo der Virkehr allgemeinstockt,·den».Handelsstandsehrschwer.

Die DarlehnskasspkspitzietztschiniksåjiAse-TUTTI"

- e eö net, un no egegne «
» ·

gnchreinkkogchtgimssVerkehr. Es dürftedieswohl ein Beweis

sein, daß im Publikum eiii großerWiderwille gegen das neue

Papiergeld herrscht. Wenn man übrigensden Mittheilungen
einiger Blätter Glauben schenkendarf, so hat der Finanz-

ininister, Herr V. d. Hei)dt, eine Vermehrungder D·arlehiis-
kasseiischeiiiein Aussicht genommen; wir glatle U1ch«t-daß
er dadurch die Abneigung des Volkes gegen diesesPapiergeld

vermAüserHJlitvtiiiFch,27. d. M. ist einallgemeinerBuß- und

Bettag für ganz Preußen ausgeschriebenworden:
Baden. Von Oesterreich und Bayern ist die«Drohung

gegen Baden gerichtet worden, daß dasselbegetheiltwerden

solle, falls es sich nicht dem Bündniß gegen Preußen
anschlösse.Baden hat sich bis jetzt eiitschiedemgeweigerh
solchem Ansiniien zu entsprechen. Es beharrt streng auf
seinem Standpunkte der Neutralität. Ob sich dies lange
wiid durchführen lassen, wollen wir heut nicht erörtern-

Würtemberg. Der König von Würtemberg hat ten

Prinzen Alexander von Hessenzum Oberbefehlshaberdes 8.

Buiidcs-Armeekorps ernannt. Der Zusammentrittdieses
Arnieekorps soll nahe bevorstehen. Die Koiiiginvon Wur-

teiiiber ist in Petetstrg zum Besuch bei ihremBruder,
dem aiser von Rußlaiid gewesen. Man hat«dieserReise
allgemein politische Motive, die mit der gegenwartigeiiKrisis
in«Verbindungstehen, untergeschoben.Bei der Rückkehr-der
Königin nach Stuttgart haben die wackern Schwaben ihre
gute Deutsche Gesinnung«dadurch dokuinentirt, daß sie die

Königinbei ihrem Erscheinen im Theatermit lebhaftenBeifalls-
bezeigiingeiiempfingenzum Dank für«ihreBemühungen,durchdie

Einmischung des Auslandes in Deutschlandden Frieden
zu erhalten. —- Der wiirtembergischeMinister,«Herr
v. Vgrnbühler hat vor nochnicht allzulangerZeit gesagt,
daß er lieber des Teufels sein wolle als preußisch,daß er

lieber französisch sein wolle als preußisch.
Ocsterreich. Jn Oesterrrichweiß man, daß der Krieg,

der jetztbegonnen hat, ein Kampf um Leben und Tod für
den Kaiserfiaat ist. Die letzten Hülfe-quellenhat man an-

gespannthm siegteigaus demselbenhervorzugehen,mißlingt
dies, so lallt das aiserthiim Oesterreichauseinander, ein

Schicksal, das man demselben schon längstprophezeihthatte,
und das nur durch eine weise, durch die Sympathie des

Volkes getragene, Regierung zu vermeiden war. Wie wenig
man aber auch in Wien daran denkt, sich die Grundlage zu

zu »derSicherheit des Kaiserstaates auf diese Weise zu

schallepidas zeigt das Verhalten gegen Ungarn. Man zeigt
UJ Wien nicht die geringsteNeigung sichmit Ungarn zu ver-

thneld sO daß es nicht außerhalbdes Bereichesder Möglich-

X

keit liegt, daß»die Ungarn die Gele enheit benutzen, und

plötzlichim Ruckender österreichischenlrmee einen Ausstand
versuchen,um sichauf immer von Oesterreichloszureißen.

Ebenso wenig wie -an eine Aussöhnungmit Ungarn, denkt
man aber»auch in Wiendaran, den deutschenund slavischen
Völkern dle RechteWiedelzullebemWelcheman ihnen im vorigen
Jahre durch Suspension der Verfassunggenommen hat. Trotz
der großenFinanznoth denkt man nicht an eine Einberufung
des Reichsraths. Man macht lieber Anleihen unter Bedin-
gungen, welche die Finanzen eines jeden Staates in kurzer
Zeit zu Grunde richten müssen, als daß man die Rechte des
Volkes anerkennt. Der unausbleibliche Staatsbankerott und
der Zerfall des Reiches werden der Welt den Beweis liefern,
wohin der eingeschlageneWeg führenmuß.

Italien. Ueber die Aussichten Jtaliens für den iieiieii

Feldng schreibt man: Oesterrcich will --..-ieder die Lsiicidetzs
ky’scheMethode von 1848 befolgen und sich, ohne den Ita-
lienern eine Schlacht anzubieten, lediglichans die Behaup-
tung des Festsingsvierecks beschränken,um es den

Fieberdünsten der Sümpfe und überschwenimtenRiisfelder
zu überlassen din italienischen Kriegsmuth zu erftickin und
die Armee zu dezimircn. Es ist jedoch nicht zii vergessen.
daß sich seit 1848 Manches geänderthat, ganz abgesehen
davon, daß Fieber und Krankheiten die österreichischen
Garnis--nen, namentlich in Mantua, weit ärger mitnehmen
würden,als die mehr akklimatisirteiiItaliener. Erstens giebt
es jetzt eine italienische Flotte und zweitens iisi Frei-
willigencher unter Garivaldi, welche beide zusaiiiiiiei.-
wirken weiden, uin den Oesteireichern die Beobachtung eines
bloßen DefcnsivsSystenis zu erschweren. Sodann aber steht
jetzt nich eine ganz andere reguläre Armee den Oefter-
teichern gegenüberals iin Jahre 1848 und unsere Stran-
giker zweifeln nicht, daß sie im Stande sisiii weiden, das
feindliche Heer zu einer Feldschlachtzu zwingen. Für Pren-
ßen wird es natürlich von größterBedeutung sciii, wenn

Oifterreich arkch iiii Süden zu einer entscheidenden Akiion
genöthigt wird. Die Armee ist bereits aiif der ganzen
Linie in Bewegung· Die zwei ersten Geschwader der in
Ancona konzentrirtenFlotte sind vollkommen gifischtrklaraus-

gerüstetund habendurchRekognoszirungenbete-its in einem

gewissen Grade die kriegerischenOperationen begonnen.
Eine spätereNachrichtaus Italien meldet: Der König

von Italien ist am l7. Juni mit Lamariiiora ins Feld
gerückt,ebenso der Marineminister, der eine Division führt.
S-ella, der früher Fiiianzministerwar, hat sich als Frei-
williger bei Garibaldi aufnehmen lassen. General Palla-
vicino, der Garibaldi bei Aspromonte gefangennahm, hat
das Kommando einer Division iiziterGaribaldi an enomknekn

Dies sind Thatfacheii, welche sur sichselbst sprechenDas

italienischeHeer ist von Bolognabis Bergamo in vier Ak-
meen nebst zahlreichenFreiwilligenstaffelweise aufgestellt
Diese Armee hat zwei Obfekte:die eiiie schaut auf Aiicona,
die andere auf den Mincio. Cialdini mit der 4. Armee

. geht den neuestenBestimmungenzufolge zur See, um gegen
Venedig einen Handstreichzu machen, oder-geradezu Wien

zum GegenstandeseinerBerechnungenzu nehmen. Die an-

de-«n drei Armeen gehen über den Mincio zwischenSalioiize
u i Villafranka, suchendie Etsch zu überschreiten,iini Ve-



rona herum zu gehen und die Höhen zu nehmen, die im Nor-
den diesen Platz umgeben. So wenigstens will die »France«
über diese Pläne unterrichtet sein, wälrend siedie österreichische
Armee unter Erzheizog Albrecht auf 160,000 Mann angiebt,
ohne die Besatznngen der Festungen des Vierecks. Diese
Armee ist Um Venedig, Padua und Treviso konzentrirt und
will sich auf der Defensivehalten, bis die Oesterreicher iu
— Berlin stehen. .

Das durfteeine etwas langdauernde Deer-
sive werden! ——— Mcm Will wissen,daß sofort nach dein Ein-
riicken Preußens in Hannover (in der Nacht vin 15. aus
den 16.) der Befehlgegeben sei, den Po nnd den Mincio zu
überschreiten

» Die Nachrichtscheint aber unbegriindetzu sein.
—- Das königllcheDekret, welchesdie Bildung der fünften
Bataillone anordnet, ist erschienen. Die Nordarmee wirdan
280,()«90«veransä)lagt.Die Freiwilligen nnd die Flotte ver-

vollstandigendie kriegsbereiteitalienischeStreitiuacht. Man
ist jetztdaran bedacht,eine Reserve für alle Fälle auszurüsten.
Garibaldi entwickelt in Como eine außerordentlicheThätig-
keif. Der Enthusiasmus des Volkes sowohl wie der Frei-
willigen bleibt fortwährendin gleicherHöhe. Uebrigenswird

Garibaldi, der jetzt zum General der Armee, also nach der

französischenRangordnung zum Marschall ernannt ist, nur so
viele Bataillone unter sein speziellesKommando nehmen, als
mit seinem eigenthümlichenkriegerischenTalente verträglichist.

, Frankreich. Die französischeRegierung stellt sich jetzt
ziemlichoffen auf die Seite Preußcns, wenigstens glauben
wir, die Thatsache, daß Frankreich nach Abberufung der

preußischenGesandten aus Wien und München, die Ver-

tretung und den Schutz dcr in Oestreich und Bayern noch
verweilrnden preußischenUnterthanen übernommen hat, in

diesem Sinne auslegen zu dürfen.
Daß die Politik Louis Napoleons natürlich nicht darauf

gerichtet ist, Preußens Verbündeter zu sein, ohne daß ihm
dieser Bund einen Voitheil brächte, liegt auf der Hand.
Man meint, daß er für seineUnterstützungdie Abtretung
eines Theiles des Gebietes auf dem linken Rheinufer bean-

sprucht, und bezeichnetganz besonders das Kohlenrevier bei
Saarbrücken als den Preis, welchen es für die Duldung einer

Abrundung des preußischenStaatsgebietes, wie die Ausfüh-
rung der Pläne der preußischenRegierung genannt wird,
fordert. Nebenbei aber ist es ihm wohl auch darum zu thun,
sich in Preußen einen Verbüiideten zu schaffen)der späterein-
mal für die Fortexistenz der napoleonischen Dynastie eintritt.

England Das Ministerium hat bei einer Abstimmung
über die Reformbill, durch welche das Wahlrecht erweitert
werden soll, eine Niederlage erlitten und ist zurückgetreten.
Die Tory’s, welche jetzt ans Ruder kommen werden, gelten
für Freunde Qesterreichs

"

Wohlthätigkeit und Politik.
Die berliner Zeitungen veröffentlicheneinen Aufruf des

»berlinerHülfsvcreins für die Armee im Felde.« Derselbe ist
von Mitgliedern der entgegengesetztestenpolitischen Parteien
unter-zeichnet Neben den Namen der Herren Wagener nnd

v. Olfers stihn die Unterschriftender Herren Virchow und
v. Unruh «u.s. w. Da diese Thatsache wohl geeignet sein
dürfte, Aussehen zu erregen und es in Berlin wenigstens an

hierauf gegründetenabentenerlichen Gerüchten nicht fehlt, so
halten wir es für Pflicht, unseren Lesern über das Zustande-
kommen dieser Vereinigung eine Aufklärungzu geben, welche
aus bester Quelle geschöpftist.

Druck und Verlag von Franz Duncker ln Berlin. —- Veraiitwortlichcr Redakteur und Herausgeber

Im Laufe der vergangenen Woche erging von Seiten der
konservativen Partei an mehrerebekannte Mitglieder des auf-
gelöftenAbgeordnetenhausesund einige zur Fortschrittspartei
gehörigeStadtverordnete die Aufforderung, sich mit ihnen zu
einem Verein zu verbinden, der die Unterstützungder im Felde
stehenden Soldaten und namentlich die Pflege der Kranken
und Verwundeten in’s Auge zu fassen habe. Zugleichwurde

ihnen mitgetheilt, daß sichbereitsein Komite gebildet hätte,
und ein Aufruf wurde gleichfallszur Unterzeichnungvor-

gelegt. Unter diesen Umständen wurde die Betheiligung
abgelehnt, aber der Zutritt auf Grund einer neuen Zusam-
mensetzung des Vorstandes und eines nequenAufrufesin Aus-

sicht gestellt. Beiden Forderungen hat ilchdie andere Partei
gefügtund so ist denn ein Komite aus sechs Personen von

der einen und sechs Personen der anderen Partei zusammen-
getreten. Auch auf die Forderungen der liberalen Partei, daß
der berliner Hülfsverein sich selbstständighalten müsseund

sich nicht unter das sogenannte Zentralkomitestellen dürfe,
ist von der anderen Seite bereitwillig eingegangen worden.

aWenn nach diesen Vorgängen von gewisserSeite ge-
schaslig ausgesprengt wird, daß die Fortschrittspartei die

Volksrechte aufgeben und deren Verfechtuiig während des

ausgebrochenenKrieges bei Seite setzen wolle, so können wir

hierin nur ein eben nicht geschicktesWahlmanöver der kon-

servativen Partei erblicken. Die Namen derjenigenehemaligen
Abgeordneten, welche den Aufruf unterzeichnethaben, bürgen
dem Volke dafür, daß von einer derartigen Fahneiifluchtbei
ihnen nicht die Rede sein kann. Was hat denn die Wohi-
thätigkeitmit der Politik überhauptzu thun? An der Grenze
stehen unsere Brüder und Söhne gegen den ältestenFeind
Preußells, gegen Oesterreich im Felde. Zu deren Pflege ist
der Verein gestiftet und dazu ist das Geld der Reaktionäre
eben so gut zusbrauchen wie das unsere. Wie der Krieg
entstandenist, kommt bei dieser Frage nicht in Betracht.
Er ist da und kann nicht mehr abgewendetwerden, aber

seine Folgen und namentlich die schwerenLeiden der Ver-
wundeten und kranken Soldaten zu mildern, ist eine Pflicht
der Menschlichkeit, die an jeden Preußen herantritt,
möge er zur reaktionären oder zur verfassungstreuenPartei
gehören.

Von der Brochiire:? Die gewählte
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